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Vorwort

Wenn von „Unternehmensrecht“ die Rede ist, bezieht sich dies herkömmlich auf die
rechtlichen Vorgaben und Rahmenbedingungen des Gesellschaftsrechts für die Organisati-
on und Führung von Unternehmen. Unabhängig davon finden sich Werke, die sich mit
den Unternehmen in öffentlicher Trägerschaft (den öffentlichen Unternehmen) beschäfti-
gen.

Im Hinblick auf die privatwirtschaftlichen Unternehmen gibt es freilich auch verwaltungs-
rechtliche Vorgaben, die nicht die wirtschaftliche Tätigkeit des Unternehmens betreffen,
sondern das Unternehmen selbst und damit insbesondere seine Organisation. Diese Vor-
gaben sind regulatorischer Art (ua Datenschutzrecht, Finanzaufsichtsrecht, Energierecht).
Durch die massiv forcierten Pflichten zur Entwicklung und Orientierung an Nachhaltig-
keitskriterien (ESG) wächst dieser Bestand. Zwar sind hier zentrale Elemente auch im
Gesellschaftsrecht verankert, vermehrt werden die Unternehmen aber auch mit Verwal-
tungsbehörden konfrontiert sein, etwa im Lieferkettenrecht (sog. Public Enforcement). Ein
Desiderat ist die Entfaltung des verfassungsrechtlichen Schutzes, den die Unternehmen
sowohl auf europäischer als auch auf der Ebene des Grundgesetzes genießen.

Naturgemäß zahlreicher sind die verwaltungsrechtlichen Vorgaben für die Organisation
und Führung von öffentlichen Unternehmen auf allen staatlichen Ebenen, während das Ver-
fassungsrecht dort weniger als Schutz-Grundlage, sondern als Quelle von Einwirkungs-
pflichten der staatlichen Träger relevant ist. Insoweit soll es ebenfalls ausschließlich um
Fragen der Organisation und der Unternehmensführung sowie um die dort noch einmal
gesteigerte Pflicht zur Nachhaltigkeit gehen.

Ein Buch, dessen Gegenstand noch gar nicht allgemein erkannt ist und zudem bestehen-
de Fachgrenzen überwindet, bedarf einer konzeptionellen Grundlage (siehe § 1) und
herausragender Mitautorinnen und Mitautoren aus Wissenschaft und Praxis, die sich für
diese Herausforderung öffnen – und sodann einer Leserschaft, deren Anregungen zur
Verbesserung und ggf. Erweiterung schon jetzt willkommen sind.

Die Bearbeitungen befinden sich auf dem Rechtsstand des 1. März 2023.
Die beiden Herausgeber danken an ihren Lehrstühlen Edith Bätza, Lisa Hagen, Patrick

Zimmermann und Lea Lauer (Prof. Burgi) sowie Friederike Lutz (Prof. Habersack). Auf Seiten
des Verlages ist Herrn Dr. Rolf-Georg Müller für seine Aufgeschlossenheit und Frau Saskia
Henze-Wiskow für die stets umsichtige Betreuung zu danken.

München, im April 2023

Martin Burgi Mathias Habersack
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